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Einkommensteuer . Müllabfuhr und Abwasserentsorgung keine haushaltsnahen 

Dienstleistungen 

 

Das Finanzgericht Münster hat am 24. Februar 2022 entschieden, dass Müllentsorgungs- und Ab-

wassergebühren nicht unter die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen fallen. Letztlich 

entscheiden muss aber der Bundesfinanzhof, da die Revision eingelegt wurde. 

 

Das Finanzgericht hat die Klage u. a. ausfolgenden Gründen abgewiesen: 

 

Die Müllentsorgung und die Schmutzwasserableitung sind keine typischen hauswirtschaftlichen 

Arbeiten. Die hierfür von der Gemeinde erhobenen Abgaben decken gerade nicht die von der 

Steuerpflichtigen auf ihrem Grundstück erbrachten Leistungen (z. B. das Sortieren des Mülls) ab. Es 

handelt sich um Aufgaben, die typischerweise von den Kommunen übernommen werden.  

 

Die Gesamtleistung „Müllentsorgung“ ist auch dann nicht als haushaltsnahe Dienstleistung zu 

qualifizieren, wenn ein (untergeordneter) Bestandteil im Haushalt des Steuerpflichtigen beginnt, der 

Hauptteil der Dienstleistung aber gerade außerhalb des räumlich funktionalen Bereichs erbracht wird. 

Gleiches gilt für die Gebühren zur Entsorgung des Schmutzwassers. 

 

Einkommensteuer . Steuerermäßigung für sommerlichen Wärmeschutz 

 

Für energetische Maßnahmen an einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten eigenen Gebäude kann 

eine Steuerermäßigung in Höhe von bis zu 20 % der Kosten in Anspruch genommen werden. Gefördert 

werden folgende Maßnahmen: 

 

➢ Wärmedämmung von Wänden, Dachflächen oder Geschossdecken 

➢ Erneuerung von Fenstern oder Außentüren 

➢ Erneuerung oder Einbau von Lüftungsanlagen 

➢ Erneuerung der Heizungsanlage 

➢ Optimierung bestehender Heizungsanlagen, sofern diese älter als 2 Jahre sind 

➢ Einbau von digitalen Systemen zur energetischen Betriebs- und Verbrauchsoptimierung 

 

Ab 2021 können auch Maßnahmen zur Verbesserung des sommerlichen Wärmeschutzes isoliert 

vorgenommen und gefördert werden.  

 

Wurden solche Maßnahmen im Jahr 2020 durchgeführt, sind sie nur begünstigt, wenn sie im 

Zusammenhang mit der Wärmedämmung von Wänden oder der Erneuerung bzw. dem erstmaligen 

Einbau von Fenstern und Außentüren erfolgten. 
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Einkommensteuer . Arbeitsteilung in Arztpraxis kann zu Einkünften aus Gewerbe-

betrieb führen 

 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat am 16. September 2021 entschieden, dass eine Gemein-

schaftspraxis von Zahnärzten insgesamt als Gewerbebetrieb einzustufen (und damit gewerbesteuer-

pflichtig) ist, wenn einer der Ärzte für die Organisation, Verwaltung und Leitung der Praxis zuständig ist 

und nur noch in geringem Umfang eigene zahnärztliche Beratungs- und Behandlungsleistungen am 

Patienten erbringt. Gegen diese Entscheidung ist inzwischen die Revision anhängig. 

 

Im Streitfall ging es um eine Partnerschaftsgesellschaft, in der sich mehrere approbierte Zahnärzte zur 

gemeinsamen Ausübung der zahnärztlichen Behandlung von Privat- und Kassenpatienten zusam-

mengeschlossen hatten. Im Streitjahr erzielte die Praxis Umsatzerlöse von rund € 3,5 Mio., wovon nur 

ca. € 900,00 auf einen der Seniorpartner entfielen, der hauptsächlich für die Organisation, Verwaltung 

und Leitung der Praxis zuständig war.  

 

Nach einer Betriebsprüfung vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass die Einkünfte der Gemein-

schaftspraxis nicht mehr als freiberuflich, sondern als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu qualifizieren 

seien, weil bei einer freiberuflichen Personen- oder Partnerschaftsgesellschaft jeder Gesellschafter die 

Merkmale selbstständiger Arbeit in eigener Person erfüllen müsse. Nach erfolglosem Einspruchs-

verfahren hat das Finanzgericht die Klage der Ärzte nun abgewiesen. 

 

Bei einer Gemeinschaftspraxis muss jeder der Gesellschafter (= Arzt) in eigener Person die Haupt-

merkmale des freien Berufs erfüllen, d. h. nicht nur über die persönliche Berufsqualifikation verfügen, 

sondern die freiberufliche Tätigkeit auch tatsächlich entfalten. Dabei muss die Tätigkeit durch die 

unmittelbare, persönliche und individuelle Arbeitsleistung des Berufsträgers geprägt sein.  

 

Diese Tätigkeit kann nicht durch eine (besonders intensive) leitende Tätigkeit ersetzt werden (z. B. 

Organisation des Sach- und Personalbereichs, Arbeitsplanung, Aufsicht über Mitarbeiter und deren 

Anleitung). 

 

Ein Arzt schuldet eine höchstpersönliche und individuelle Arbeitsleistung am Patienten und muss 

deshalb einen wesentlichen Teil der ärztlichen Leistungen selbst erbringen. Grundsätzlich ist zwar eine 

gewisse Arbeitsteilung bzw. „Teamarbeit“ unschädlich. So kann der Arzt z. B. in „Routinefällen“ die 

jeweils anstehenden Voruntersuchungen bei den Patienten durchführen, die Behandlungsmethode 

festlegen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ vorbehalten bzw. die Erbringung der 

eigentlichen ärztlichen Behandlungsleistung an angestellte Ärzte delegieren.  

 

Erforderlich ist aber, dass sich jeder Gesellschafter (= Arzt) kraft seiner persönlichen Berufsquali-fikation 

an der „Teamarbeit“ im arzttypischen Heilbereich beteiligt. 

 

Im Streitfall war somit die gesamte Tätigkeit der Gemeinschaftspraxis als gewerblich anzusehen. Denn 

wenn Gesellschafter einer Personengesellschaft teilweise freiberuflich und teilweise gewerblich tätig 

sind, so ist ihre Tätigkeit nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG insgesamt als gewerblich zu qualifizieren. Die 

Tätigkeit des gewerblich tätigen Arztes „infiziert“ die Tätigkeit der freiberuflichen Ärzte. 
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Einkommensteuer . Steuerermäßigung für zusammengeballte Überstundenver-

gütungen 

 

Erfreuliche Nachrichten kommen vom Bundesfinanzhof. Nach einer Entscheidung vom 

02. Dezember 2021 sind nachgezahlte Überstundenvergütungen, die für einen Zeitraum von mehr als 

zwölf Monaten veranlagungszeitraumübergreifend geleistet werden, mit einem ermäßigten Steuersatz 

zu besteuern. 

 

Hintergrund 

 

Mit steigendem Einkommen erhöht sich die Einkommensteuer progressiv. Werden Vergütungen für eine 

mehrjährige Tätigkeit nicht laufend, sondern in einer Summe ausgezahlt, führt der Progressionseffekt 

zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten Steuer(mehr)belastung. Um die progressive Wirkung des 

Einkommensteuertarifs bei dem zusammengeballten Zufluss von Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht 

das Gesetz die Besteuerung dieser Nachzahlungen mit einem ermäßigten Steuersatz vor.  

 

Voraussetzung ist jedoch, dass sich die Nachzahlung auf die Vergütung für eine Tätigkeit bezieht, die 

sich über mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von mehr als zwölf 

Monaten umfasst. 

 

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

 

Ein Arbeitnehmer hatte in den Jahren 2013 bis 2015 insgesamt ca. 330 Überstunden geleistet. Wegen 

einer längeren Erkrankung schloss er mit seinem Arbeitgeber im Jahr 2016 einen Aufhebungsvertrag. 

Dieser sah u. a. vor, dass die Überstunden mit € 6.000,00 vergütet werden sollen. Das Finanzamt 

unterwarf die Überstundenvergütung dem normalen Einkommensteuertarif – jedoch zu Unrecht, wie 

das Finanzgericht Münster und der Bundesfinanzhof entschieden. 

 

Der Bundesfinanzhof stellte in seiner Entscheidung heraus, dass die Tarifermäßigung nicht nur auf die 

Nachzahlung von Festlohnbestandteilen, sondern auch auf Nachzahlungen von variablen Lohn-

bestandteilen (hier in Form der Überstundenvergütungen) Anwendung findet. In beiden Fällen ist es 

danach allein entscheidend, ob die nachgezahlte Vergütung für einen Zeitraum von mehr als zwölf 

Monaten veranlagungszeitraumübergreifend geleistet worden ist. 

 

Kindergeld . Fortbestehen des Ausbildungsverhältnisses bei langfristiger 

Erkrankung 

 

Kindergeld wegen einer Berufsausbildung ist nicht möglich, wenn Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen 

des fortbestehenden Ausbildungsverhältnisses wegen einer langfristigen Erkrankung des Kindes 

unterbleiben. Nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 15. Dezember 2021 kann dann aber 

eine Berücksichtigung wegen Behinderung in Betracht kommen. 
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Im Streitfall hatte ein junger Erwachsener während seiner Ausbildung einen schweren Unfall mit 

Schädelbasisbruch und Schädel-Hirn-Trauma erlitten und nach dem Krankenhausaufenthalt verschie-

dene Reha-Maßnahmen durchlaufen, von denen die Letzte 17 Monate nach dem Unfall begann. Das 

Finanzgericht Münster sprach Kindergeld für die ersten acht Monate nach dem Unfall zu, weil das 

Ausbildungsverhältnis fortbestanden habe und der Wille, die Ausbildung baldmöglichst fortzusetzen, in 

mehrfacher Hinsicht belegt sei. 

 

Der Bundesfinanzhof hat das aber anders gesehen und hat die Sache zur weiteren Sachaufklärung an 

das Finanzgericht zurückverwiesen. 

 

In einer Berufsausbildung befindet sich ein Kind dann, wenn es sein Berufsziel noch nicht erreicht hat, 

sich aber ernsthaft und nachhaltig darauf vorbereitet. Eine Unterbrechung der Ausbildung (z. B. wegen 

einer Erkrankung) ist unschädlich, wenn diese vorübergehend ist.  

 

Wird die Erkrankung aber mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate andauern, kann das 

Kind nicht mehr wegen seiner Ausbildung berücksichtigt werden. 

 

Das Finanzgericht Münster muss nun im zweiten Rechtsgang klären, ob die sechs Monate überstei-

gende Erkrankungsdauer bereits in den ersten Monaten nach dem Unfall mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erwartet wurde. Falls zunächst eine schnellere Genesung als möglich erschien, könnte der Kindergeld-

anspruch, so der Bundesfinanzhof, für diesen Zeitraum noch wegen des fortbestehenden Ausbildungs-

verhältnisses begründet sein.  

 

Für die Monate, in denen eine Berücksichtigung wegen Ausbildung aufgrund des dann mit hoher 

Wahrscheinlichkeit erwarteten und eingetretenen langwierigen Heilungsprozesses nicht in Betracht 

kommt, ist zu prüfen, ob das Kind behinderungsbedingt außerstande war, sich selbst zu unterhalten und 

deshalb ein Kindergeldanspruch besteht. 

 

Körperschaftsteuer . Steuerpflicht bei Streubesitzanteilen  

 

Nach § 8b Abs. 1 KStG bleiben Bezüge (insbesondere Gewinnausschüttungen), die eine Kapitalge-

sellschaft aus Beteiligungen an einer anderen Kapitalgesellschaft erzielt, bei der Ermittlung des 

Einkommens grundsätzlich außer Ansatz. Nach § 8b Abs. 4 KStG sind Gewinnausschüttungen aber nur 

dann körperschaftsteuerfrei, wenn die Beteiligung zu Beginn des Jahres mindestens 10 % betragen hat. 

Diese Regelung bzw. die Rückbeziehungsfiktion (der Erwerb einer Beteiligung von mindestens 10 % 

gilt als zu Beginn des Kalenderjahrs erfolgt) führt immer wieder zu Diskussionen. Aktuell ist auf zwei 

anhängige Verfahren vor dem Bundesfinanzhof hinzuweisen. 

 

Ausgangsbeispiel 

 

Zum 01. März 2021 hat die A-GmbH 15 % der Anteile an der C-GmbH erworben. Zuvor war die A-GmbH 

nicht an der C-GmbH beteiligt. Zum 15. Mai 2021 hat die C-GmbH eine Ausschüttung beschlossen (auf 

die A-GmbH entfallen € 100.000,00). 
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Grundsätzlich wäre eine Steuerbefreiung nicht möglich, da eine Mindestbeteiligungsquote von 10 % zu 

Beginn des Kalenderjahrs vorausgesetzt wird. Durch die Rückbeziehungsfiktion (§ 8b Abs. 4 S. 6 KStG) 

ist eine Steuerfreistellung aber dennoch möglich. Denn der Erwerb einer Beteiligung von mindestens 

10 % gilt als zu Beginn des Kalenderjahrs erfolgt.  

 

Im Saldo sind € 95.000,00 steuerfrei. Denn 5 % (= € 5.000,00) gelten als nicht abzugsfähige Betriebs-

ausgaben (§ 8b Abs. 5 S. 1 KStG).  

 

2. Beispiel  

 

Die A-GmbH erwarb unterjährig von drei verschiedenen Veräußerern Anteile an der F-GmbH von 

insgesamt 18 %. Der Umfang der einzelnen Beteiligungserwerbe betrug für sich genommen jeweils 6 %, 

also weniger als 10 %.  

 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung scheidet die Anwendung der Rückbeziehungsfiktion wegen des 

mehraktigen unterjährigen Erwerbs der Anteile aus. Die Regelung ist nicht anzuwenden, da nicht in 

einem Erwerbsvorgang mindestens 10 % erworben wurden. 

 

Das Finanzgericht Hessen vertritt hier eine andere Ansicht. Nach dem Urteil vom 15. März 2021 tritt die 

Rechtsfolge des § 8b Abs. 4 S. 6 KStG bereits dann ein, wenn zu irgendeinem Zeitpunkt im Laufe des 

Kalenderjahrs eine Beteiligungshöhe von mindestens 10 % erreicht wurde. Der Gesetzeswortlaut ist so 

auszulegen, dass die 10 %-ige Beteiligungsschwelle auch durch mehrere unterjährige Erwerbs-

vorgänge erreicht werden kann.  

 

3. Beispiel 

 

Die A-GmbH erwarb am 25. Februar 2021 mit einer notariellen Urkunde drei Geschäftsanteile an der  

G-GmbH in Höhe von 3,27 %, 3,27 % und 3,46 % (insgesamt 10 %). Mit einer weiteren Urkunde vom 

selben Tag wurden drei weitere Anteile (jeweils 25 %) erworben. 

 

Die Finanzverwaltung beurteilt die erworbenen Geschäftsanteile getrennt, so dass die Rückbezieh-

ungsfiktion wegen Nichterreichens der 10 %-Grenze insoweit nicht anwendbar ist, als die Dividende auf 

die drei Geschäftsanteile zu 3,27 %, 3,27 % und 3,46 % entfällt. Daher ist die Ausschüttung insoweit, 

d. h. zu 10/85 steuerpflichtig. 

 

In einem gleichgelagerten Fall hat das Finanzgericht Sachsen am 13. Oktober 2020 anders entschie-

den: Die Gewinnausschüttung ist nicht nur zu 10/85, sondern vollständig (mit Ausnahme der 5 % nach 

§ 8b Abs. 5 S. 1 KStG) steuerfrei zu stellen. Der Erwerb der Anteile von jeweils 25 % ist auf den Beginn 

des Kalenderjahrs zu beziehen. Der Erwerb von weiteren Geschäftsanteilen stockt die Schachtelbe-

teiligung an dieser Gesellschaft weiter auf.  

 

Tipp: Gegen beide Urteile ist die Revision anhängig. Bis zu einer Entscheidung sollten Steuer-

pflichtige in geeigneten Fällen (unter Hinweis auf das jeweils anhängige Verfahren) Einspruch 

einlegen. 
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Erbschaft- / Schenkungsteuer . Erleichterungen bei der Lohnsummenregelung 

wegen Corona 
 

Unter gewissen Voraussetzungen kann Betriebsvermögen bei der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer 

steuerbegünstigt übertragen werden. In der Folge müssen dann bestimmte Lohnsummen (oder 

vereinfacht: Arbeitsplätze) erhalten bleiben. Wird gegen die Lohnsummenregelung verstoßen, muss der 

ursprünglich begünstigte Erwerb (anteilig) nachversteuert werden. Die obersten Finanzbehörden der 

Länder haben sich nun auf Billigkeitsmaßnahmen verständigt, sofern die Mindestlohnsumme 

ausschließlich coronabedingt unterschritten wurde (Erlass vom 30. Dezember 2021). 
 

Hintergrund 

 

Für begünstigtes Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-

gesetzes (vor allem Betriebsvermögen) sind (je nach Höhe des Erwerbs) verschiedene Begünsti-

gungen möglich. In der Regel (begünstigtes Vermögen bis € 26,0 Mio.) hat der Erwerber die Wahl 

zwischen zwei Verschonungsmodellen: 

 

Die Regelverschonung beträgt 85 % mit einem zusätzlichen Abzugsbetrag von höchstens € 150.000,00. 

Der Abzugsbetrag verringert sich, soweit der Wert dieses Vermögens insgesamt die Wertgrenze von 

€ 150.000,00 übersteigt, um 50 % des diese Wertgrenze übersteigenden Betrags. Bei einem 

begünstigten Vermögen von bis zu € 1,0 Mio. wird eine vollständige Verschonung erzielt.  

 

Auf Antrag wird bei der sogenannten Optionsverschonung eine Befreiung zu 100 % gewährt, wenn die 

Quote des Verwaltungsvermögens maximal 20 % beträgt. 

 

In Abhängigkeit von der Verschonungsregelung ist innerhalb eines Zeitraums von fünf bis sieben Jahren 

darauf zu achten, dass bestimmte Mindestlohnsummen nicht unterschritten werden. 

 

Beispiel Regelverschonung: Hier darf innerhalb von fünf Jahren nach Erwerb von Betriebsvermögen die 

Summe der jährlichen Lohnsummen grundsätzlich einen Betrag von 400 % der Ausgangslohnsumme 

nicht unterschreiten, wenn es sich um einen Betrieb mit mehr als 15 Beschäftigten handelt. Bei 

Betrieben mit mehr als fünf, aber nicht mehr als zehn Beschäftigten beträgt die Mindestlohnsumme 

250 % der Ausgangslohnsumme. Bei Betrieben mit mehr als zehn, aber nicht mehr als 15 Beschäftigten 

gelten 300 %. 

 

Unterschreitet die Summe der jährlichen Lohnsummen die Mindestlohnsumme, vermindert sich der 

Verschonungsabschlag mit Wirkung für die Vergangenheit in demselben prozentualen Umfang, wie die 

Mindestlohnsumme unterschritten wird. 
 

Billigkeitsregelung 

 

Ist die Unterschreitung der Lohnsumme durch die Coronapandemie bedingt, kann die Nachver-

steuerung aus Billigkeitsgründen verhindert werden. Von der erforderlichen Kausalität kann in der Regel 

ausgegangen werden, wenn 
 

1. vom 01. März 2020 bis zum 30. Juni 2022 die rechnerisch erforderliche durchschnittliche 

Lohnsumme zur Einhaltung der Mindestlohnsumme unterschritten wurde, 

2. für diesen Zeitraum an den Betrieb Kurzarbeitergeld gezahlt wurde und 

3. der Betrieb einer Branche angehört, die von einer verordneten Schließung wegen der Corona-

pandemie unmittelbar betroffen war. 
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Die Prüfung ist einzelfallbezogen vorzunehmen. Die Kriterien müssen grundsätzlich kumulativ erfüllt 

sein und es dürfen keine anderen Gründe für die Unterschreitung der Mindestlohnsumme (z. B. 

betriebsbedingte Kündigung) und für das Kurzarbeitergeld vorliegen. Liegen die Umstände nicht 

kumulativ vor, ist zu prüfen, ob die Kausalität dennoch vorliegt. So kann es z. B. genügen, wenn nur die 

Umstände zu 1. und 3. vorliegen. 

 

Auch mittelbare Auswirkungen können ausreichen (Beispiel: der Betrieb war selbst zwar nicht 

geschlossen, es ergeben sich aber Folgewirkungen durch die Schließung von Zulieferbetrieben). 

 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Kommt auf Kleinigkeiten an – Schmer-

zensgeld vom Arbeitgeber bei Corona-Infektion 

 

ArbG Siegburg, Urteil vom 30.03.2022, Az. 3 Ca 1848/21 

 

Das Arbeitsgericht Siegburg hat die Klage einer Krankenschwester gegen ihren Arbeitgeber u. a auf 

Schmerzensgeld abgewiesen, da nicht nachgewiesen werden konnte, dass sie sich während der Arbeit 

mit dem Coronavirus infiziert hatte. 

 

Die Klägerin ist bei der Beklagten als Krankenschwester in einem Pflegeheim tätig. Im März 2020 war 

sie in der Essensausgabe eingesetzt und half den Heimbewohnern bei der Essenseinnahme. Eine 

Atemschutzmaske hatte sie von ihrem Arbeitgeber hierfür nicht erhalten. 

 

Kurze Zeit später im April 2020 erkrankte die Krankenschwester an Corona und litt unter einem 

schweren Verlauf. Es stellte sich heraus, dass sich auch zwölf Heimbewohner in diesem Zeitpunkt mit 

dem Coronavirus infiziert hatten. Die Klägerin ging davon aus, dass sie sich während der Ausübung 

ihrer beruflichen Tätigkeit infiziert hatte und nahm die beklagte Arbeitgeberin auf Ersatz der 

Behandlungskosten, Verdienstausfall und Schmerzensgeld in Anspruch. 

 

Obwohl die Klägerin ein ärztliches Attest vorgelegt hatte, aus dem hervorging, dass sie sich am 

Arbeitsplatz angesteckt hatte, wurde die Klage vom Arbeitsgericht abgewiesen. 

 

Nach Ansicht des Gerichts habe die Krankenschwester nicht hinreichend darlegen können, dass eine 

Pflichtverletzung des Arbeitgebers für die Erkrankung ursächlich geworden sei. Nach richterlicher 

Überzeugung konnte nicht zweifelsfrei die Ansteckung am Arbeitsplatz bewiesen werden. Das ärztliche 

Attest war für die Richter dabei nicht nachvollziehbar, da daraus nicht hervorging, wie die ausstellende 

Ärztin zu der Erkenntnis „Ansteckung am Arbeitsplatz“ gelangt sei. Sie habe die Klägerin wohl kaum im 

fraglichen Zeitraum rund um die Uhr begleitet. Insoweit könne nicht ausgeschlossen werden, dass sich 

die Klägerin auch außerhalb des Arbeitsplatzes angesteckt habe. 

 

Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Überstunden? – Nachweis obliegt 

Arbeitnehmer 

 

BAG, Urteil vom 04.05.2022, Az.: 5 AZR 359/21; 5 AZR 451/21; 5 AZR 474/21 

 

Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass der Arbeitnehmer die Beweislast für die Ableistung 

von Überstunden sowie der Anordnung oder Billigung durch den Arbeitgeber trägt, will er sich diese 

vergüten lassen. Das Urteil des EuGH, wonach Arbeitgebern die zuverlässige Aufzeichnung der 

Arbeitszeiten auferlegt wurde, ändere an der Beweislastverteilung nichts. 

 

Der Kläger, ein ehemaliger Auslieferungsfahrer der Beklagten, klagte nach seiner Eigenkündigung auf 

eine Nachvergütung von über € 5.000,00. Diese Vergütung errechnete er aus 348 nicht abgegoltenen 

Überstunden, die er während seiner Tätigkeit für die Beklagte angesammelt hatte. 

 

Den Anfall der Überstunden wurde von dem beklagten Einzelhandelsunternehmen bestritten und 

behauptet, dass der Kläger die Anfangs- und Endzeiten zwar einmal täglich registriert, dazwischen 

jedoch zahlreiche Pausen eingelegt habe. Deren Abhaltung sei zudem angeordnet gewesen. Ohne die 

wäre der Kläger auch nicht ausgekommen, weil er ein „starker Raucher" sei. Hiergegen wendete sich 

der Kläger, dass er beim Ein- und Ausladen sowie dem Transport von Lebensmitteln und Getränkekisten 

überhaupt keine Gelegenheit für Auszeiten gehabt habe. 

 

Vor dem Arbeitsgericht wurde dem Kläger die Überstundenvergütung noch zugesprochen, weil die 

dortigen Richter die Beweislast aufgrund der Entscheidung des EuGH in dem Überstundenprozess bei 

dem Arbeitgeber sahen. 

 

Dies sah das Landesarbeitsgericht Niedersachsen jedoch anders und wies die Klage auf die Berufung 

der Beklagten ab. Insoweit musste in letzter Instanz das Erfurter Bundesarbeitsgericht entscheiden. 

 

Die Bundesrichter folgten der Argumentation des Landesarbeitsgerichts. Sie urteilten, dass ein 

Arbeitnehmer zur Begründung einer Klage auf Vergütung geleisteter Überstunden darzulegen habe, 

dass er Arbeit in einem die Normalarbeitszeit übersteigenden Umfang geleistet oder sich auf Weisung 

des Arbeitgebers hierzu bereitgehalten habe. Des Weiteren müsse vorgetragen werden, dass die 

geleistete Mehrarbeit ausdrücklich oder konkludent angeordnet, geduldet oder nachträglich vom 

Arbeitgeber gebilligt worden sei. 

 

Diese bereits zuvor vom BAG entwickelten prozessualen Grundsätze seien nach der Entscheidung des 

Senats nicht durch die auf Unionsrecht beruhende Pflicht zur Einführung eines Systems zur 

Arbeitszeitmessung verändert worden. Dieser Nachweis sei nicht erbracht. 

 

Auch befanden die Erfurter Richter, dass der Kläger nicht konkret genug dargelegt habe, dass er ohne 

Pausenzeiten habe durcharbeiten müssen, um seine Auslieferungsfahrten zu erledigen. Hierfür genüge 

eine bloße pauschale Behauptung ohne nähere Beschreibung des Umfangs der Arbeiten nicht, so die 

Richter weiter. Daher hätte die Vorinstanz auch offenlassen dürfen, ob die von der Beklagten bestrittene 

Behauptung, der Kläger habe keine Pausen gehabt, überhaupt stimme. 



 

 10 

Juni 2022 

Gewerblicher Rechtsschutz . 2 x 3 macht 4 – Lindgren-Erben werden an „Pippi-

Langstrumpf-Lied“ beteiligt 

 

LG Hamburg, Vergleich zum Az. 308 O 431/17 

 

Vor dem Landgericht Hamburg haben sich die Erben von der Kinderbuchautorin Astrid Lindgren mit der 

„Filmkunst-Musikverlags- und Produktionsgesellschaft“ (FKM) unter Zustimmung der Erben des 

Verfassers der deutschen Textversion des „Pippi-Langstrumpf-Lieds“ geeinigt.  

 

Vorausgegangen war ein jahrelanger Rechtsstreit, in dem das Landgericht Hamburg im Dezember 2020 

entschieden hatte, dass die Erben Astrid Lindgrens als Schöpferin der Figur „Pippi Langstrumpf“ an der 

Verwertung des deutschsprachigen Liedtextes beteiligt werden müssen. Die im Jahr 2002 verstorbene 

Astrid Lindgren habe es bereits 1969 ausdrücklich abgelehnt, dass sich der Verfasser der deutschen 

Textversion von „Här kommer Pippi Långstrump", Wolfgang Franke, als alleiniger Autor nenne. Die 

deutschsprachige Fassung Wolfgang Frankes war durch die im selben Jahr herausge-kommene 

deutsch-schwedische Fernsehserie bekannt geworden. 

 

Das Landgericht stellte im Dezember 2020 fest, dass es sich bei Frankes Text um eine unfreie 

Bearbeitung einer rechtlich geschützten Figur handele. Er knüpfe unmittelbar an die Schöpfung von 

Astrid Lindgren an. Durch die Übernahme ihrer Merkmale wie Haus, Affe und Pferd bringe der Liedtext 

zum Ausdruck, dass es sich um die Pippi Langstrumpf handele, die der Zuhörer bereits aus Lindgrens 

Erzählungen kenne. Die Melodie des Liedes war von dem Rechtsstreit nicht umfasst.  

 

Die Einigung der Streitparteien sieht vor, dass Astrid Lindgren als Mitautorin des Liedtextes von 

Wolfgang Franke bei der Verwertungsgesellschaft „GEMA“ registriert werde. Sie – bzw. ihre Erben – 

partizipiere auf diese Weise an den Erlösen, die künftig hälftig geteilt werden. Auch an der Aus-

schüttung der wegen des Rechtsstreits zurückgehaltenen Einnahmen aus den Verwertungsrechten 

erfolgt eine Beteiligung der Lindgren-Erben. 
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